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Gerd Heyer

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung

Statement „Flexibilisierung und Integration“ im Rahmen des Workshops

„Flexible Zeiten in neuer Arbeitskultur“

Erfahrungen mit neuen Organisationsformen der Arbeit und innovativen Zeit​strukturen - durchgeführt im Rahmen der Tage der Chemie am 23. und 24. September 1999 in Ludwigshafen

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Thema meines Statements lautet: „Flexibilisierung und Integration“.

A.
Einleitung

Ein charakteristisches Merkmal moderner Volkswirtschaften ist der permanente strukturelle Wandel. Folgen wir der Typisierung der Wirtschafts- und Gesell​schaftswissenschaftler haben wir den Übergang von der Industriegesellschaft zur Dienstleistungsgesellschaft bereits einige Jahrzehnte hinter uns. Heute cha​rakterisieren - auf einer anderen qualitativen Dimension - Begriffe wie „Globali​sierung“ und „Weg in die Informationsgesellschaft“ einen weiteren tiefgreifenden Wandel. 

In unserer Arbeitsgesellschaft bedeutet dies neue Herausforderungen für die Beschäftigten und die Unternehmen. Veränderungen ergreifen stets aber nicht nur die Wirtschaft, sondern unsere ganze Gesellschaft. 

Globalisierung und Informationsgesellschaft sind zugleich Begriffe, die eine internationale Dimension aufweisen. In Wirtschaft und Gesellschaft sind wir längst Europäer, ja Weltbürger. Unsere Volkswirtschaft muss sich im harten internationa​len Wettbewerb behaupten. Für die Chemiebranche ist das nichts Neues und auch nicht für das Rhein-Neckar-Dreieck. 

Im bisherigen Verlauf des Workshops haben Sie sich mit Themen und Aspekten auseinandergesetzt, auf die ich als Vertreter des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung beinahe zwangsläufig eingehen muss.

-
Das Thema: „Zukunft der Arbeit unter globalen Bedingungen“, das Pro​fessor Radermacher gestern in seinem Einführungsvortrag behandelt hat, führt zu der Frage „Hat die Arbeitsge​sellschaft noch eine Chance?“ An​ders formuliert: Können wir die Chancen auf dem Weg in die Informationsgesell​schaft nutzen, nachhaltig die Beschäfti​gung zu erhöhen und die Arbeitslo​sigkeit zu verringern?

-
Was ist aus den betrieblichen Erfahrungen mit neuen Arbeitszeitmodellen zu lernen? Führen diese zur Integration von mehr Menschen in unsere Ar​beits​gesellschaft? Welche Auswirkungen hat Arbeitszeitflexibilisierung auf be​triebliche Abläufe, auf Wünsche und Arbeitszeitvorstellungen der Arbeit​nehmer und auf ihre Rechte sowie ihre betriebliche Inte​ressenvertretung?

-
Führen „Flexible Zeiten in neuer Arbeitskultur“ zur Auflösung des Normalar​beitsverhältnisses? Welche Auswirkungen ergeben sich daraus für die so​ziale Sicherung der Beschäftigten?

-
Verhindern unsere gesetzlichen Regelungen - insbesondere im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts - das Entstehen einer neuen Arbeitskultur? Welche „Hausaufgaben“ haben Verwaltung und Gesetzgeber zu erledigen? Oder umgekehrt: Können politische Initiativen und gesetzliche Regelungen zu mehr Flexibilisierung und damit zu einer verstärkten Integration von bisher von regulärer Beschäftigung ausgeschlos​senen Menschen in den ge​sell​schaftlichen Arbeitsprozess führen?

B.
Definitionen
Meine Damen und Herren,


in den Mittelpunkt meiner Ausführungen will ich die Handlungsmöglichkeiten der Sozialpolitik - insbesondere der Arbeitsmarktpolitik - stellen. Gleichzeitig möchte ich Re​striktionen der staatlichen Handlungsmöglichkeiten aufzeigen.

 Zuvor will ich definieren, was ich unter Flexibilisierung und Integration ver​stehe. 

Dabei ist zu klären, ob sich Flexibilisierung und Integration ausschließen oder gar wechselseitig be​dingen.

Der Begriff Flexibilisierung ist ursprünglich im Zusammenhang um die Verkür​zung der Arbeitszeit und deren jeweilige betriebliche Ausgestaltung entstanden. Heute bezeichnet er alle Maßnahmen, mit denen eine größere Flexibilität so​wohl von Arbeits- wie auch Betriebszeiten erzielt werden soll. Durch Flexibilisie​rung sollen Unternehmen befähigt werden, auf gesamtwirtschaftliche Verände​rungen (z. B. Absatzschwankungen, struktureller Wandel) im Sinne von ange​strebten Unternehmungszielen schnell, wirksam und kostengünstig reagieren zu können. Flexibilisierung lässt sich auf alle betrieblich- organisatori​schen und personalwirtschaftlichen Aufgaben eines Unternehmens bezie​hen.

Durch Flexibilisierung werden unter anderem die Zahl der Arbeitskräfte und die Zuord​nung von Arbeitsaufgaben mitbestimmt. Damit habe ich im wesentlichen die Dimension der „Produktionssouveränität“, das ist die unternehmerische Zielsetzung, die vor allem eine Entkoppelung von Betriebszeiten und Arbeits​zeiten an​strebt, be​schrieben. 

Flexibilisierung besitzt aber auch eine individuelle Dimension, die mit „Ar​beitszeitsouveränität“ bezeichnet wird. Hier geht es darum, die individu​elle Entscheidungsfreiheit der Beschäftigten über Dauer und Lage der Ar​beits​zeit zu vergrößern.

Die Arbeitgeber sind im Zusammenhang mit der Flexi​bilisie​rung stets an ei​ner Ausdehnung der Betriebszeiten interessiert. Um die​ses Ziel zu er​reichen, wird regelmäßig die Beseitigung bzw. Modifikation von Ar​beits​schutzregelun​gen gefordert. Das wird auch als Deregu​lierung bezeichnet. 

Die Arbeitnehmer - ein​schließlich ihrer Gewerk​schaften und der Betriebsräte - versuchen, die Risiken flexiblerer Arbeitszeitgestaltungen vor allem durch ta​rifvertragliche Regelungen, die einen Weiter- oder Wie​derbe​schäftigungsan​spruch nach bestimmten zeitlichen Phasen „flexibler“ Arbeitszeiten im „Normal​arbeitsverhältnis“ sichern, zu minimieren.

 Diese unterschiedlichen Positionen verdeutlichen bereits ansatzweise Chancen und Risiken von Flexibilisierung.

 „Klassische Formen“ von Flexibi​lisie​rung sind Überstun​den, Kurzarbeit und Feierschichten. Weiter: Teilzeit-, Schicht- und Wochenend​arbeit. Neuere Formen sind: Job-Sharing, Job-Rotation, kapazitätsorientierte variable Arbeits​zeit, „Sabbatical“ so​wie gleitender Übergang in den Ruhestand.

Integration soll hier vorrangig verstanden werden als Kennzeichnung des Pro​zesses der bewussten Eingliederung von Personen, die derzeit aus dem gesell​schaftlichen Arbeitsprozess ausgeschlossen sind. 

Weil dies unter den gegenwärtigen Rah​menbedingungen - in unserer Volks​wirtschaft fehlen rund 6 Mio. Beschäfti​gungsmöglichkeiten - mittelfristig nicht durch Wirtschaftswachstum allein zu er​reichen ist, stellt sich sehr aktuell die Frage der Umverteilung von Arbeit. Um​verteilungsfragen lassen sich in einer demokratischen Gesellschaft am besten im breiten Konsens lösen. Eine Hand​lungsebene, diesen erforderlichen gesellschaftlichen Konsens herbeizuführen, ist das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit, das die Bun​desregierung ins Leben gerufen hat. 

Auf regionaler Ebene - nicht zuletzt in dieser Region - gibt es zahlreiche ver​gleichbare Ansätze. 

Eine Konsenslösung im Sinne eines Interessenausgleichs von Arbeitnehmern und Arbeitgebern erfolgt regelmäßig auch in den Selbstverwal​tungsorganen der Sozialversicherung, im Rahmen von Tarifverhandlungen und nicht zuletzt auf betrieblicher Ebene durch das Zusammenwirken von Ge​schäftsleitungen und Betriebsräten.

Flexibilisierung und Integration besitzen einerseits widersprüchliche Di​mensio​nen. Andererseits bedingen sie einander. Gesellschaftliche Stabilität ist vom Ausmaß des Konsenses der Gesellschaftsmitglieder über die gemein​samen Ordnungsprinzipien abhängig. 

Dabei gibt es unterschiedliche Ausprägungen des Grades der gesellschaftli​chen Integration. Totale Integration bedeutet letzt​lich das „Einfrieren“ des ge​sellschaftlichen Status quo und damit eine Unfähig​keit zu Wandel und Anpas​sung. Zu geringe Integration gefährdet insbesondere in Industriegesellschaf​ten die empfindlichen Funktionszusammenhänge des sehr komplex gestalteten gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktions​prozesses. 

Die gesellschaftliche Chance zu Wandel und Anpassung erfordert somit stets ein bestimmtes Spannungsverhältnis von Integration und Flexibili​sierung. Flexibilisierungsanstrengungen dürfen aber den gesamtgesellschaftli​chen Grundkonsens nicht in Frage stellen. In unserer gegenwärtigen Situation gibt es einen breiten Konsens darüber, dass wir über mehr Flexibilisierung in der Ar​beitswelt zur Integration derjenigen Menschen beitragen, die heute aus dem gesellschaftlichen Produktionsprozess ausgeschlossen sind. 

Behutsames und überlegtes Handeln sowie eine Abschätzung der möglichen Folgewirkungen sind zur nachhaltigen Zielerreichung erforderlich. Kurzfristig sozial erscheinende Maß​nahmen können sich längerfristig als unsozial erwei​sen. Nämlich immer dann , wenn diese die Leistungsfähigkeit der Volkswirt​schaft mindern. Andererseits kann eine leistungsfähige, erfolgreiche Gesell​schaft mehr Ressourcen für sozialen Aus​gleich einsetzten. Unsere hohen so​zialen Standards müssen durch eine entsprechende volkswirtschaftliche Wert​schöpfung abgesichert bzw. ermöglicht werden. Dieser Zusammenhang kon​stituiert und begrenzt zu einem erheblichen Teil auch die staatlichen Hand​lungsmöglichkeiten. 

C.
Fragen an die Sozialpolitik
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Sozialpolitik - auch Arbeitsmarktpolitik - beinhaltet seit jeher Umverteilungs​dimensionen. Stets ging und geht es darum, die Ergebnisse auf den unter​schiedlichen Märkten im Hinblick auf die Verteilung von Arbeit und/oder Ein​kommen zu korrigieren. Dies ist in Deutschland ein Verfassungsauftrag. So heißt es in Artikel 20 unseres Grundgesetzes: „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“ Gleichzeitig wird festgelegt, dass Umverteilung nach demokratischen Grundprinzipien und unter Erzielung eines möglichst breiten gesell​schaftlichen Konsenses zu erfolgen hat.

Umverteilung im Rahmen von Sozial​politik weist zwei unterschiedliche Di​men​sionen auf. 

Zum einen die intraperso​nelle Umverteilung. Dies ist ein „klassi​sches Prin​zip“ unserer Sozialversiche​rung. Durch meine Beiträge, die ich heute zur Sozi​al​versicherung leiste, er​werbe ich morgen - bei Eintritt be​stimmter Le​bensri​siken - bestimmte Lei​stungsansprüche. 

Zum anderen gibt es die Dimension der interpersonalen Um​verteilung. So zahlt z. B. im Umlage​verfahren der gesetzlichen Rentenversicherung die je​weils erwerbstätige Gene​ration die Renten der Generation, die aus dem Er​werbsleben ausgeschieden ist. Gleichzeitig unterstützen die leistungsstärke​ren Mitglieder unserer Gesell​schaft die sozial Schwächeren. Weiter unterstützen - etwa über die aktive Arbeitsmarktpolitik - strukturstärkere Regionen mit geringe​rer Arbeitslosigkeit strukturschwä​chere Regionen mit höherer Arbeitslosigkeit.

Dabei ist die Sozial​politik des Bundes - was ihre Finanzgrundlagen betrifft - noch immer ganz überwiegend Angelegen​heit der sozialversicherungs​pflichtig Beschäftigten. 

Der Steuerzahler - und da​mit auch der Beamte und der Selb​ständige - betei​ligt sich derzeit zu gut 20 Pro​zent an den Einnahmen bzw. Ausgaben der ge​setzlichen Renten​versicherung. Die Arbeitsmarktpolitik des Bundes wird gleichfalls ganz über​wiegend von den Bei​tragszahlern zur Bun​desanstalt für Arbeit getragen. Durch die an​haltend un​günstige Lage auf dem Arbeitsmarkt übernimmt der Steuer​zahler heute ungefähr Kosten in Höhe von 40 Milli​arden DM pro Jahr, wo​bei 30 Milliarden auf die Zahlung von Arbeitslosenhilfe entfal​len. Die gesetzli​che Krankenversicherung ist nach wie vor alleinige An​gele​genheit der Beitrags​zahler. 

Ich kann und will an dieser Stelle nicht auf die Leistungen bzw. die Leistungsfä​higkeit der sozia​len Sicherungssysteme in Deutschland einge​hen. Nur soviel: Wer heute über Leistungen, Niveau und Beitragshöhe disku​tiert, darf den er​heblichen Beitrag der Sozialversicherungs​systeme zur Bewälti​gung der Fol​gen der Deutschen Einheit nicht aus den Au​gen verlieren.

Von den rund 36 Millionen Erwerbstätigen in Deutschland im Jahr 1998 waren
28 Millionen sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Ihre Einkommen, ihre so​ziale Sicherung heute und morgen hängen von ihrer weiteren Teilhabe an der Arbeitsge​sellschaft ab. Ihre soziale Sicherung ist in der Regel eine staat​liche Pflichtversicherung, die im Umlageverfahren finanziert wird.

Nach wie vor sind die Einnahmen der unterschiedlichen Zweige der Sozialver​sicherung ausschließlich lohnsummenorientiert. Die Einnahmen der Sozialver​sicherung hängen damit von der Höhe der Beitragssätze, der jeweiligen Bei​tragsbemessungsgrenzen und von der Höhe der Lohnsumme ab. Individuelle Leistungsansprüche werden zum großen Teil nach dem Äqui​valenzprinzip von der Höhe der entrichteten eigenen Beiträge mitbestimmt. In der gesetzlichen Rentenversicherung wird - systembedingt - eine auskömmliche Alterssicherung regelmäßig nur bei einem vollen Erwerbsleben bei Vollzeitbeschäftigung er​reicht. 

Bezogen auf das Thema Flexibilisierung und Integration haben Sozialpoli​tiker vor diesem Hintergrund fol​gende Fragen zu beantworten:

-
Führt eine weitere Flexibilisierung der Arbeitszeiten und der Arbeitsbedin​gungen zur Integration von Menschen in unser Beschäftigungssystem, die heute von einer Erwerbstätigkeit ausgeschlossen sind? Anders formuliert: Dient Flexibilisierung „nur“ als Instrument eines sozialverträglichen Personal​abbaus, der Stabilisierung der vorhandenen Beschäftigungsverhältnisse oder tatsächlich der Erschließung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten?

-
Wie verträgt sich Flexibilisierung mit unseren bewährten Systemen der sozia​len Sicherheit? Anders formuliert: Kann z. B. die gesetzliche Rentenversiche​rung weiterhin ihre derzeitige Funktion als Regelsicherung im Alter für die breite Mehrheit der Bevölkerung erfüllen?

-
Führt eine Auflösung bzw. Zurückdrängung des Normalarbeitsverhältnisses im Zuge der Flexibilisierung zu weniger sozialer Sicherheit?

-
Welche Maßnahmen sind zu treffen, um den Arbeitsschutz und die Mitbe​stimmungsrechte der Beschäftigten aufrechtzuerhalten?

-
Weisen unsere nationalen sozialen Sicherungssysteme die erforderliche Fle​xibilität für eine weitere Flexibilisierung in der Arbeitswelt in der Europäischen Union auf?

-
Wie verträgt sich die Lohnsummenorientierung der sozialen Sicherungssys​teme mit weiterer Flexibilisierung? Ist eine Neuorientierung von Funktion und Finanzierung der einzelnen sozialen Sicherungssysteme erforderlich?

Gefordert ist also eine sozialpolitische Be​urteilung der Chancen und der Risiken einer weiteren Flexibilisierung.

D.
Maßnahmen staatlicher Sozialpolitik

Meine Damen und Herren,

die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit macht deutlich, dass aktive Arbeitsmarktpo​litik die erforderliche Integration von Arbeitslosen in unsere Arbeitsgesell​schaft allein nicht leisten kann. Arbeitsmarktpolitik soll und darf auch nicht als der ent​scheidende Motor für mehr Beschäftigung verstanden werden. Diese große ge​sellschaftliche Herausforderung haben vor allem Arbeitgeber, Ar​beitnehmer und alle staatlichen Ebenen - Bund, Länder und Kommu​nen - in ei​ner großen ge​mein​samen Anstrengung zu bewältigen. 

Hinter den 4 Millio​nen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1998 verbergen sich 7 Millionen Zugänge in Arbeitslosigkeit und 7 Millionen Abgänge aus Ar​beitslo​sigkeit in einem Jahr. Dies kennzeichnet eine große Dynamik auf dem Ar​beitsmarkt - gerade in Phasen hoher Arbeitslosigkeit.

Über Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpo​litik des Bundes wurden 1998 rund 1,25 Millionen Menschen erreicht. Für 1999 schätzen wir die Zahl der er​reichbaren Teilnehmer auf 1,45 Millionen. Dafür werden auf Bundesebene über 45 Milliarden DM aufgewen​det. Nach Auffassung der Bundesregie​rung lässt sich der Beitrag der Ar​beitsmarktpolitik zur Verringerung der Ar​beitslo​sigkeit und zur Erhöhung der Beschäftigung un​ter den gegenwärtigen fi​nan​ziellen Rahmenbedingungen kaum noch ausbauen.

Gleiches dürfte für die Arbeitsmarktpolitik der Länder und Kommunen gel​ten, die derzeit 400.000 bzw. 200.000 Perso​nen erreicht. Der Staat ist in dieser Situation verstärkt gefordert, Rahmenbe​dingungen zu schaffen, die ein mehr an Beschäftigung und ein weniger an Arbeitslosigkeit - und dies nachhal​tig - vor allem durch die Arbeitgeber zulassen. Gleichzei​tig sind Risiken, die mit ei​ner weiteren Flexibilisierung verbunden sind, im Inte​resse der Be​schäftigten zu minimieren.

Flexibilisierung der Arbeits​zeit und der Arbeitsbedingungen ist ein Prozess, der fortlaufend stattfindet, und dem wir nicht ausweichen können.

Die entschei​dende politische Frage ist die, ob wir ihn zielgerichtet steu​ern können. Dazu unternimmt die Bundesregierung große Anstrengungen. Zunächst zwei Bei​spiele für die Begrenzung von Risi​ken.

-
Die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse soll einer weiteren Erosion der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung entge​genwirken. Bis zum Regierungswechsel 1998 gab es im Deutschen Bun​destag - mit Ausnahme der FDP - eine breite Übereinstimmung zwischen den politischen Akteuren, dass eine Neuregelung dringend erforderlich ist. 

Nach Untersuchungen des Kölner Instituts für Sozial​forschung und Gesell​schaftspolitik im Auftrag des Bundesministeri​ums für Arbeit und Sozialord​nung hatte sich gezeigt, dass sozialversiche​rungsfreie Beschäftigung im Zeitraum von 1987 bis 1997 dramatisch zuge​nommen hatte. Kamen 1987 in den alten Ländern auf einen sozialversiche​rungsfrei Beschäftigten noch 7,5 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, so waren es 1997 nur noch 4,5. Hierin kann eine Tendenz zur Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses ge​sehen werden, wenn unter Normalarbeitsverhältnis - unabhängig von Teil​zeit- oder Vollzeitbeschäfti​gung - zunächst einmal sozialversicherungspflich​tige Beschäftigung verstan​den wird. 

Ich kann - schon aus Zeitgründen - leider nicht weiter auf Inhalte, Ziele und Probleme dieser Neuregelung eingehen. Es wäre aller​dings drin​gend erfor​derlich, um - teilweise bewusst - verfälschenden Darstel​lungen in der Öffent​lichkeit entgegenzutreten. Nur soviel: Die Neuregelung zielt vor al​lem darauf ab, Missbrauch zu bekämpfen und dazu beizutragen, Beschäfti​gungen, die bisher häufig sozialversicherungsfrei verrichtet wurden, wieder für eine sozial​versicherungspflichtige Beschäftigung attraktiver zu machen. 

-
In die gleiche Richtung zielt das Gesetz zur Stärkung der Position der ar​beit​nehmerähnlichen Selbständigen. Hier geht es keineswegs darum, die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit zu erschweren. Vielmehr geht es darum, dem sozialen Schutzbedürfnis der betroffenen Personen besser Rechnung zu tra​gen als bisher und den betroffenen Personenkreis in die Sozialversicherung aufzunehmen. Auch hierüber würde sich, meine Damen und Herren, eine intensivere Diskussion lohnen.

Diesen gesetzgeberischen Initiativen mit dem Ziel, Risiken zu begrenzen, stehen vielfältige Initiativen gegenüber, um mehr Flexibilität zu ermögli​chen.

-
In den letzten Jahren wurde das Arbeitsförderungsrecht zunehmend fle​xibler ausgestaltet. Beispielhaft zu nennen sind vor allem die Einführung des Über​brückungsgeldes, um den Übergang von Arbeitslosigkeit in eine selb​ständige Tätigkeit zu erleichtern, und der Freien Förderung. Die Freie Förde​rung stärkt die Verantwortung der regionalen Arbeitsmarktakteure. Sie er​möglicht es, ei​nen Teil der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik projekt- und nicht teilnehmer​bezogen sowie für Leistungen einzusetzen, die nicht als Er​messensleistun​gen gesetzlich geregelt sind, und darüber „vor Ort“ zu ent​scheiden.

-
Mit dem Zweiten Änderungsgesetz zum III. Buch Sozialgesetzbuch hat die Bundesregierung Akzente gesetzt, früher als bisher ar​beits​marktpoli​tisch tätig zu werden, um weniger Langzeitarbeitslosigkeit ent​stehen zu las​sen. Zugleich soll älteren Menschen eine bessere Beschäfti​gungsper​spek​tive - und dies nicht nur auf dem zweiten Arbeitsmarkt - eröff​net werden. So ist seit dem 01. August 1999 eine Förderung älterer Arbeit​nehmer durch Eingliederungszuschüsse, die zum Ausgleich persönlich be​dingter Minder​leistungen an Arbeitgeber gezahlt werden, bereits nach sechsmonatiger Ar​beitslosigkeit möglich. Parallel mit dem Änderungsgesetz wurde auf dem Verordnungswege - auf zwei Jahre befristet - die Alters​grenze für diese Ein​gliede​rungszuschüsse vom 55. auf das 50. Lebensjahr herabgesetzt.


Mit einer grundlegenden Überprüfung und Reform des Arbeitsförde​rungs​rechts will die Bundesregierung den Beitrag der aktiven Arbeits​marktpolitik zu mehr Beschäftigung und zur Verringerung der Arbeitslosigkeit im Zusam​menwirken mit den anderen Politikbereichen und im Zusammen​wirken mit den Ländern, Kommunen und der europäischen Gemeinschaft ef​fizienter gestalten. Dazu sind u. a. folgende Fragen zu prüfen und Lö​sungsansätze zu ent​wickeln:

· Wie kann die Verzahnung von Wirtschafts- und Strukturpolitik mit der Ar​beitsmarktpolitik weiter verbessert werden?


· Können erste Ansätze zur Förderung von „Job-Rotation“ im Bereich der Förde​rung der beruflichen Weiterbildung, die bereits heute im Arbeitsför​de​rungsrecht verankert sind, weiter ausgebaut werden?


· Soll und kann betriebliche Weiterbildung als „Pflichtaufgabe“ der Unter​nehmen besser mit der beruflichen Weiterbildung nach dem Arbeitsförde​rungsrecht abgestimmt werden?


· Setzt die Arbeitsmarktpolitik die „richtigen“ Anreize zur Beschäftigungsför​derung?

-
Bei knappen Ressourcen der aktiven Arbeitsmarktpolitik müssen Schwer​punktsetzungen erfolgen. Nach Auffassung der Bundesregierung besteht eine besondere gesellschaftliche Verantwortung für die jungen Menschen, die sich am Beginn ihres Erwerbslebens befinden. Die Bildungspolitik der Länder und die Jugendhilfe auf kommunaler Ebene sind hier genauso gefor​dert wie die aktive Arbeitsmarktpolitik des Bundes und der europäischen Union, jungen Menschen berufliche Perspektiven und damit die Chance auf gleich​berechtigte Teilhabe an unserer Arbeitsgesellschaft zu eröffnen. 

Wenn das bewährte duale System unserer beruflichen Ausbildung nicht aus​ge​höhlt werden soll, müssen aber auch die Unternehmen verstärkt ihrer „mora​lischen Verpflichtung“ nachkommen, in ausreichendem Umfang be​triebliche Ausbil​dungsplätze und Arbeitsplätze in zukunftsträchtigen Berufen anzubieten. 

Mit dem Sofortpro​gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit hat die Bundesregierung die Finanzgrundlage geschaffen und den Anstoß gegeben, eine erfolgreiche Zusammenarbeit von Arbeitsverwaltung, Kom​munen, Maßnahmeträgern und Betrieben aufzubauen, zu verbessern bzw. zu verstärken. Das Programm ist sehr flexibel ausgestaltet. Die Maßnahmen reichen von Beratung, Qualifi​zierung, Förderung der beruflichen Ausbildung bis zur öffentlich geförderten Beschäfti​gung. Es ist keineswegs ein Ersatz, sondern eine Verstärkung der Maßnah​men der „normalen“ aktiven Arbeits​marktpolitik für Jugendliche. Der große Erfolg - be​reits im Mai war das Ziel, 100.000 ar​beitslosen und noch ausbildungs​platzsuchenden Jugendlichen eine Maß​nahme anzubieten, erreicht - hat die Bundesregierung ermutigt, dieses Pro​gramm einmalig für das Jahr 2000 zu verlängern. Und dies wie​derum mit einer Dotierung in Höhe von 2 Milliarden DM. 

-
Mit dem Altersteilzeitgesetz von 1996 wurden die sozialversicherungsrecht​lichen Grundlagen für einen gleitenden Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand geschaffen. Um die Arbeitnehmer, die von diesem Angebot frei​willig Gebrauch machen, besser sozial abzusichern, leistet die Bundesanstalt für Arbeit sowohl Zuschüsse zum Arbeitsentgelt als auch zur sozialen Siche​rung. Dies allerdings unter der Voraussetzung, dass das freiwerdende Ar​beitsvolumen durch sogenannte „Wiederbesetzer“ gebunden wird. Wieder​besetzer sind arbeitslos gemeldete Arbeitnehmer oder Arbeitnehmer nach Abschluss der Ausbildung oder bei kleineren Betrieben bis zu 20 Arbeitneh​mern auch Auszubildende.

-
Die Bundesregierung hat inzwischen einen Gesetzentwurf zur Fortentwick​lung der Altersteilzeit vorgelegt. Danach soll künftig der Wechsel in Al​tersteil​zeitarbeit auch Arbeitnehmern ermöglicht werden, die bisher bereits teilzeit​beschäftigt sind. Voraussetzung für eine Förderung durch die Bun​desanstalt für Arbeit bleibt allerdings, dass auch künftig eine versicherungs​pflichtige Teilzeitbeschäftigung im Rahmen der Altersteilzeit ausgeübt wird. Bei der Wiederbesetzung sollen Erleichterungen geschaffen werden. Dazu gehört, dass die Schwelle der Betriebsgröße für die Über​nahme von Auszu​bildenden aufgrund des freiwerdenden Arbeitsvolumens von bisher 20 auf 50 Arbeitnehmer heraufgesetzt werden soll.

-
Mit dem Gesetz zur Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen hat die Bun​desregierung bereits 1998 die sozialversicherungsrechtlichen Grundla​gen dafür geschaffen, dass Arbeitszeitkonten geführt werden können.

-
Ein „Meilenstein“ für die Flexibilisierung der Arbeitszeiten war 1994 das Ar​beits​zeitgesetz, das die Arbeitszeitordnung aus dem Jahr 1938 ersetzt hat. Dieses Gesetz hat nicht nur das Nachtarbeitsverbot von Arbeiterinnen auf​gehoben. Es hat auch die arbeitsschutzrechtlichen Grund​lagen für eine weitere Flexibilisierung betrieblicher Arbeitszeiten geschaffen. 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei die erhebliche Verlängerung des Aus​gleichszeitraumes für geleistete Mehrarbeit. Der Regelausgleichszeitraum von sechs Monaten kann durch tarifvertragliche Vereinbarungen erheblich verlängert werden. Für bestimmte Bereiche der chemischen Industrie gibt es Vereinbarungen, die inzwischen einen Ausgleichszeitraum von 36 Monaten zulassen.

-
Erhebliche Veränderungen hat auch die Novellierung des Ladenschluss​ge​setzes 1996 bewirkt. Dieses Gesetz hat die Ladenöffnungszeiten erwei​tert und damit das Dienstleistungsangebot für die Bürgerinnen und Bürger ver​größert. Andererseits bedeutet dies für die Beschäftigten im Einzelhandel eine grundlegende Neuregelung der dort bisher geltenden Arbeitszeitbedin​gungen. Für viele hat sich die Lage ihrer individuellen Arbeitzeit verändert. 

Im Hinblick auf die Weiterentwicklung des Ladenschlussgesetzes sind von der Bundesregierung Gutachten in Auftrag gegeben worden, die sich derzeit noch in Bearbeitung befinden. Die Ergebnisse dieser Gutachten sollen in den Ladenschlussbericht der Bundesregierung einfließen. Auf der Grundlage die​ses Berichtes wird dann über mögliche Konsequenzen zu einer weiteren Veränderung des Ladenschlussgesetzes im politischen Raum diskutiert wer​den.

-
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie sowie das Bundesmi​nisterium für Arbeit und Sozialordnung fördern darüber hinaus durch eine Öf​fentlichkeitskampagne die Einführung von Telearbeit. Im Arbeitsministerium selbst läuft ein Versuch zur Erprobung. Die Erfahrungen sind überwiegend positiv. 

E.
Bewertung und Ausblick

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

aus den von mir aufgeführten Beispielen wird ersichtlich, dass staatliche Aktivi​täten sich im wesentlichen auf die Festle​gung gesetzlicher Rahmenbedin​gungen beschränken. Eine Aus​nahme bildet die aktive Arbeitsmarktpolitik. Die Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeits​schutzregelungen ist in Deutschland im Spannungsfeld der Interessen von Unter​nehmen und Arbeitnehmer in der Regel behutsam erfolgt. Zugleich haben bei den jeweiligen gesetzlichen Be​stimmungen zumeist tarifliche Öff​nungsklauseln die Berück​sichtigung bran​chen- bzw. betriebsspezi​fischer Erfordernisse er​möglicht. Tarifverhandlungen stellen zugleich einen Ausgleichsmechanismus von Arbeitgeber- und Arbeit​nehmerinteressen dar.

Arbeitszeitflexibilisierung und Deregulierung im Bereich von Arbeitsschutzvor​schriften haben zur Veränderung der Arbeitswelt auch in Deutschland beigetra​gen. Gesetzliche Regelungen waren überwiegend ein Reflex auf praktische Erfor​dernisse. 

Wie in den Niederlanden haben flexible Arbeitszeitmodelle zu mehr Teilzeitbe​schäftigung geführt. Dies kommt ins​besondere Frauen zugute. In Deutschland wird bei weitem nicht das Ausmaß der Teilzeitbeschäfti​gung wie in den Nie​derlanden erreicht. Der Ver​gleich sieht allerdings anders aus, wenn die ge​ringfügigen Beschäfti​gungsverhältnisse in die Be​trachtung einbezogen wer​den. Einhergehend mit dem verstärkten Angebot von Teilzeitbeschäftigung nahm die Anzahl der Vollzeitbeschäftigten ab. Diese Entwicklung konnte durch das verstärkte Angebot an Teilzeit nicht ausgeglichen werden. Unsere gegen​wärtige Situation auf dem Arbeits​markt zeigt, dass Flexibilisierung - unter schweren Rahmenbedingungen und gemein​sam mit anderen Anstrengungen - je​denfalls derzeit noch nicht zu einem Aus​gleich von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt geführt hat. 

Nehmen wir das Thema des Workshops „Flexible Zeiten in neuer Arbeitskultur“ zum Maßstab der Beurteilung der vorhandenen Flexibilisierungsansätze, so ist festzustellen, dass wir uns auf einem vorsichtigen Weg in eine mögliche neue Arbeitskultur befinden. 

Dazu eine kurze Anmerkung: Diese Aussage bezieht sich auf die alten Länder. In den neuen Ländern hat die Vereinigung Deutschlands zu grundlegenden Veränderungen der Arbeitskultur ge​führt. Der Wegfall des Rechts auf Arbeit, der Umbruch in Wirtschaft und Gesellschaft sowie die hohe Zahl von Arbeitslosen und Menschen in öf​fentlich-geförderter Beschäftigung kennzeichnen hier einen grundlegen​den Wandel.

Zusammenfassend und sehr stark vergröbernd lässt sich also folgendes fest​stellen:

-
Flexibilisierung wurde bisher in Deutschland in einer Art und Weise vollzo​gen, die mit der Ausgestaltung der bewährten Systeme der sozialen Sicher​heit vereinbar ist. 


Das Ziel, mehr Menschen in unser Beschäftigungssystem zu integrie​ren, wurde nur sehr bedingt erreicht.

-
Der Produktionsfaktor „Kapital“ ist längst international. Der Produktionsfak​tor „Arbeit“ ist - vor allem, weil wir es hier mit Menschen zu tun haben - sehr viel bodenständiger. Ansätze zu einer Sozialpolitik, die Grenzen überschreitet, gibt es kaum.

-
Das Normalarbeitsverhältnis ist für die Mehrheit der Erwerbstätigen heute noch die Regel. Es darf allerdings nicht verkannt werden, dass Flexibilisie​rung in Randbereichen zur Erosion des Normalar​beitsverhältnisses führt. Ein Wechsel von Phasen der Vollzeitbeschäftigung mit Phasen der Teilzeit​beschäftigung im Rahmen sozialversicherungspflichti​ger Beschäftigungs​verhältnisse wird künftig erheblich an Bedeutung gewin​nen. Dies stellt eine große Herausforderung für die Weiterentwicklung der Sozialversicherung dar. 

-
Bisher haben Maßnahmen der Flexibilisierung der Arbeitszeit und die damit einhergehenden Veränderungen der Arbeitsschutzbestimmungen nicht zu einer grundlegenden Aushöhlung des Arbeitsschutzes und der Mitbe​stim​mungsrechte für die Beschäftigten geführt. Dabei muss es auch in Zukunft bleiben.

Meine Damen und Herren,

ich komme zum Schluss. Wir können die Herausforderungen der Zukunft nur gemeinsam bestehen. Des​halb ist es wichtig und richtig, ohne Vorurteile in den gesellschaftlichen Dialog einzutreten.

Das Ziel ist klar: Wir sind gefordert, einen gemeinsamen Weg zu entwickeln, der es dauerhaft ermöglicht, den Beschäftigungsstand spürbar zu erhöhen und die Arbeitslosigkeit deutlich zu verringern. Dabei darf es keine Vor​urteile und schon gar keine Verweigerungshaltung von irgendeiner Seite geben. Nur die konstruktive, gemeinsame Überprüfung aller Handlungsmöglichkeiten wird uns schließlich zum Erfolg führen. Dieses ist Aufgabenstellung und Zielset​zung des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit, das Bundes​kanzler Gerhard Schröder ins Leben gerufen hat. Dies ist auch die Ziel​setzung Ihrer Initiative für Beschäftigung. 

Abschließend wünsche ich insbesondere Ihrer Initiative viel Erfolg und darf Ih​nen die Dialogbereitschaft des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial​ord​nung versichern.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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